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RICHTLINIE 2013/50/EU DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 22. Oktober 2013

zur Anderung der Richtlinie 2004/109/EG des Europiischen Parlaments und des Rates zur

Harmonisierung der Transparenzanforderungen in Bezug auf Informationen iiber Emittenten,

deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, der Richtlinie

2003/71/EG des Europiischen Parlaments und des Rates betreffend den Prospekt, der beim

offentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel zu verdéffentlichen

ist, sowie der Richtlinie 2007/14/EG der Kommission mit Durchfithrungsbestimmungen zu
bestimmten Vorschriften der Richtlinie 2004/109/EG

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAI-
SCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union, insbesondere auf die Artikel 50 und 114,

auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na-
tionalen Parlamente,

nach Stellungnahme der Europiischen Zentralbank ('),

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (2),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3),
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) Nach Artikel 33 der Richtlinie 2004/109/EG des Euro-
péischen Parlaments und des Rates (*) hatte die Kommis-
sion dem Europiischen Parlament und dem Rat iiber die
Anwendung jener Richtlinie Bericht zu erstatten, u. a.
auch iiber die Zweckmifigkeit einer Beendigung der Be-
freiung bestehender Schuldtitel nach Ablauf der zehnjih-
rigen Ubergangsfrist gemifl Artikel 30 Absatz 4 jener
Richtlinie sowie iiber die moglichen Auswirkungen der
Anwendung jener Richtlinie auf die europiischen Finanz-
markte.

(2)  Am 27. Mai 2010 hat die Kommission einen Bericht
tiber die Anwendung der Richtlinie 2004/109/EG vor-
gelegt, worin Bereiche ermittelt wurden, in denen die
durch jene Richtlinie geschaffene Regelung verbessert
werden konnte. Insbesondere wird in dem Bericht die
Notwendigkeit aufgezeigt, die Verpflichtungen bestimm-
ter Emittenten zu vereinfachen, um geregelte Markte fiir
kleine und mittlere Emittenten, die in Europa Kapital
aufnehmen, attraktiver zu machen. Zusitzlich muss die
Wirksamkeit der bestehenden Transparenzregelung ver-
bessert werden, insbesondere in Bezug auf die Offenle-
gung von Unternehmensbeteiligungen.

() ABL C 93 vom 30.3.2012, S. 2.

() ABL C 143 vom 22.5.2012, S. 78.

(%) Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 12. Juni 2013 (noch
nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
17. Oktober 2013.

(*) ABL L 390 vom 31.12.2004, S. 38.

(3)

Daneben hat die Kommission in ihrer Mitteilung vom
13. April 2011 mit dem Titel ,Binnenmarktakte —
Zwolf Hebel zur Forderung von Wachstum und Ver-
trauen — Gemeinsam fiir neues Wachstum® auf die Not-
wendigkeit hingewiesen, die Richtlinie 2004/109/EG zu
iiberarbeiten, um die VerhaltnisméRigkeit der fiir borsen-
notierte kleine und mittlere Unternehmen geltenden Ver-
pflichtungen unter Wahrung des gleichen Anlegerschutz-
niveaus zu verbessern.

Dem Bericht und der Mitteilung der Kommission zufolge
sollte der Verwaltungsaufwand im Zusammenhang mit
den Verpflichtungen, die mit der Zulassung zum Handel
an einem geregelten Markt verbunden sind, fir kleine
und mittlere Emittenten verringert werden, um deren
Zugang zu Kapital zu verbessern. Die Verpflichtungen
zur Veroffentlichung von Zwischenmitteilungen der Ge-
schiftsleitung oder Quartalsfinanzberichten sind eine
grole Birde fir viele kleine und mittlere Emittenten,
deren Wertpapiere zum Handel an geregelten Markten
zugelassen sind, ohne fir den Anlegerschutz notwendig
zu sein. AufSerdem setzen diese Verpflichtungen Anreize
zugunsten kurzfristiger Ergebnisse und zuungunsten
langfristiger Investitionen. Fiir die Férderung nachhaltiger
Wertschopfung und langfristig orientierter Investitions-
strategien ist es entscheidend, den kurzfristigen Druck
auf Emittenten zu verringern und den Anlegern einen
Anreiz fiir eine langerfristige Sichtweise zu geben. Die
Verpflichtung zur Vorlage von Zwischenmitteilungen
der Geschiftsleitung sollte daher abgeschafft werden.

Den Mitgliedstaaten sollte nicht erlaubt sein, in ihren
nationalen Rechtsvorschriften die Veroffentlichung von
haufigeren regelmifligen Finanzinformationen als Jahres-
finanzberichten und Halbjahresfinanzberichten  vor-
zuschreiben. Die Mitgliedstaaten sollten jedoch in der
Lage sein, die Emittenten dazu zu verpflichten, zusitzlich
regelmiflige Finanzinformationen zu verdffentlichen,
wenn diese Verpflichtung keine erhebliche finanzielle Be-
lastung darstellt und die verlangten zusatzlichen Informa-
tionen in einem angemessenen Verhiltnis zu den Fak-
toren stehen, die zu Anlageentscheidungen beitragen.
Diese Richtlinie ldsst alle zusitzlichen Informationen,
die aufgrund sektoraler Rechtsvorschriften der Union ver-
langt werden, unberiihrt, und die Mitgliedstaaten konnen
insbesondere die Veroffentlichung zusatzlicher regelmafi-
ger Finanzinformationen durch die Finanzinstitute vor-
schreiben. Aufferdem kann der Betreiber eines geregelten
Marktes von Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel
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an diesem Markt zugelassen sind, verlangen, dass sie in
einigen oder allen Segmenten dieses Markts zusitzliche
regelmifige Finanzinformationen veréffentlichen.

Um fir mehr Flexibilitit zu sorgen und dadurch den
Verwaltungsaufwand zu verringern, sollte die Frist fiir
die Veroffentlichung von Halbjahresfinanzberichten auf
drei Monate nach Ende des Berichtszeitraums verlingert
werden. Da der den Emittenten fiir die Veroffentlichung
ihrer Halbjahresfinanzberichte zur Verfiigung stehende
Zeitraum verldngert wird, werden die Berichte der kleinen
und mittleren Emittenten voraussichtlich mehr Aufmerk-
samkeit bei den Marktteilnehmern finden, so dass diese
Emittenten stirker ins Blickfeld riicken.

Im Interesse groferer Transparenz in Bezug auf Zahlun-
gen an staatliche Stellen sollten Emittenten, deren Wert-
papiere zum Handel an einem geregelten Markt zugelas-
sen sind und die in der mineralgewinnenden Industrie
oder der Industrie des Holzeinschlags in Primdrwaldern
tatig sind, in einem gesonderten Bericht jahrlich die in
den Lindern ihrer Geschiftstitigkeit an staatliche Stellen
geleisteten Zahlungen offenlegen. In dem Bericht sollten
Zahlungen aufgefithrt werden, die mit denen vergleichbar
sind, die im Rahmen der Initiative fir Transparenz in der
Rohstoffwirtschaft (EITI) offengelegt werden. Die Offen-
legung von Zahlungen an staatliche Stellen sollte der
Zivilgesellschaft und den Anlegern Informationen verftig-
bar machen, anhand derer die staatlichen Stellen ressour-
cenreicher Lander fiir ihre Einnahmen aus der Ausbeu-
tung von Naturressourcen zur Rechenschaft gezogen
werden konnten. Daneben ergdnzt die Initiative den
EU-Aktionsplan fir Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung
und Handel im Forstsektor (FLEGT-Aktionsplan) und die
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 995/2010 des
Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober
2010 dber die Verpflichtungen von Marktteilnehmern,
die Holz und Holzerzeugnisse in Verkehr bringen (1), wo-
nach die mit Holzerzeugnissen Handel Treibenden ver-
pflichtet sind, die gebotene Sorgfalt walten zu lassen, um
die Einfuhr illegal geschlagenen Holzes in den Unions-
markt zu verhindern. Die Mitgliedstaaten sollten dafiir
sorgen, dass die Mitglieder der zustindigen Organe eines
Unternehmens im Rahmen der ihnen durch nationales
Recht iibertragenen Zustindigkeiten die Verantwortung
haben zu gewihrleisten, dass der Bericht iiber Zahlungen
an staatliche Stellen nach ihrem bestem Wissen und Ver-
mogen entsprechend den Anforderungen dieser Richtlinie
erstellt wird. Die Anforderungen im Einzelnen sind in
Kapitel 10 der Richtlinie 2013/34/EU des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 {iber den
Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit
verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter
Rechtsformen und zur Anderung der Richtlinie
2006/43[EG des Europdischen Parlaments und des Rates
und zur Authebung der Richtlinien 78/660[EWG und
83/349/EWG des Rates (?) festgelegt.

Zum Zweck der Transparenz und des Anlegerschutzes
sollten die Mitgliedstaaten verlangen, dass die folgenden

() ABL L 295 vom 12.11.2010, S. 23.
() ABL L 182 vom 29.6.2013, S. 19.

(10)

1

Grundsitze auf die Berichterstattung iiber Zahlungen an
staatliche Stellen gemafs Kapitel 10 der Richtlinie
2013/34/EU Anwendung finden: Wesentlichkeit (eine
Zahlung ist unabhingig davon, ob sie als Einmalzahlung
oder als eine Reihe verbundener Zahlungen geleistet wird,
nicht in dem Bericht zu beriicksichtigen, wenn sie im
Laufe eines Geschiftsjahrs unter 100 000 EUR liegt);
auf staatliche Stellen und auf Projekte bezogene Bericht-
erstattung (die Berichterstattung tiber Zahlungen an staat-
liche Stellen sollte in Bezug auf staatliche Stellen und in
Bezug auf einzelne Projekte erfolgen); Universalitat (es
sollten keine Ausnahmen gemacht werden — z. B. fur
in bestimmten Lindern titige Emittenten —, die eine
verzerrende Wirkung haben und es Emittenten ermogli-
chen, laxe Transparenzanforderungen auszunutzen); Voll-
standigkeit (iber alle relevanten an staatliche Stellen ge-
leisteten Zahlungen sollte gemdfl Kapitel 10 der Richt-
linie 2013/34/EU und im Einklang mit den betreffenden
Erwdgungsgriinden Bericht erstattet werden).

Die Innovation im Finanzbereich hat zur Schaffung neuer
Arten von Finanzinstrumenten gefithrt, mit denen Anle-
ger eine finanzielle Beteiligung an Unternehmen erwer-
ben, deren Offenlegung in der Richtlinie 2004/109/EG
nicht vorgesehen ist. Diese Instrumente kénnten zum
heimlichen Erwerb von Aktienbestinden von Unterneh-
men genutzt werden, was zu Marktmissbrauch fithren
und ein falsches und irrefithrendes Bild der wirtschaftli-
chen Eigentumsverhiltnisse borsennotierter Gesellschaf-
ten zeichnen kann. Um zu gewéhrleisten, dass Emittenten
und Anleger vollstindig iiber die Unternechmensbetei-
ligungsstruktur unterrichtet sind, sollte die Definition
des Begriffs ,Finanzinstrumente“ in jener Richtlinie alle
Instrumente erfassen, die eine dem Halten von Aktien
oder Aktienbezugsrechten vergleichbare wirtschaftliche
Wirkung haben.

Finanzinstrumente, die eine dem Halten von Aktien oder
Aktienbezugsrechten vergleichbare wirtschaftliche Wir-
kung haben und einen Barausgleich vorsehen, sollten
auf einer ,delta-angepassten” Basis berechnet werden, wo-
bei die nominale Anzahl der zugrunde liegenden Aktien
mit dem Delta des Instruments multipliziert wird. Delta
gibt an, wie stark sich der theoretische Wert eines Fi-
nanzinstruments im Falle einer Kursschwankung des zu-
grunde liegenden Instruments dndern wiirde, und vermit-
telt ein genaues Bild vom Risiko des Inhabers in Bezug
auf das zugrunde liegende Instrument. Mit diesem Ansatz
soll dafiir gesorgt werden, dass die Informationen tiber
die gesamten Stimmrechte, die dem Anleger zustehen, so
genau wie moglich sind.

Falls ein Inhaber von Finanzinstrumenten Aktienbezugs-
rechte ausiibt und die Summe der gehaltenen Stimm-
rechte aus den zugrunde liegenden Aktien die Mittei-
lungsschwelle iiberschreitet, ohne den Gesamtanteil der
zuvor gemeldeten Beteiligungen zu beriihren, sollte zur
Gewahrleistung angemessener Transparenz bedeutender
Beteiligungen zusitzlich eine erneute Mitteilung zur Of-
fenlegung der Anderung in der Natur der Beteiligungen
vorgeschrieben sein.
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(12)  Eine harmonisierte Regelung fiir die Mitteilung bedeuten- (14)  Zur Beriicksichtigung technischer Entwicklungen sollte
der Stimmrechtsanteile, insbesondere in Bezug auf die der Kommission die Befugnis tibertragen werden, gemaf§
Zusammenrechnung gehaltener Aktien und gehaltener Artikel 290 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Euro-
Finanzinstrumente, diirfte die Rechtssicherheit verbessern, pdischen Union (AEUV) Rechtsakte zu erlassen, um die
die Transparenz steigern und den Verwaltungsaufwand Inhalte der Mitteilung groferer Beteiligungen an Finanz-
fiir grenziiberschreitend tatige Anleger verringern. Daher instrumenten festzulegen. Es ist von besonderer Bedeu-
sollte es den Mitgliedstaaten nicht erlaubt sein, hinsicht- tung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungs-
lich der Berechnung der Mitteilungsschwellen, der Zu- arbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene
sammenrechnung der Stimmrechtsanteile aus Aktien von Sachverstandigen, durchfiihrt. Bei der Vorbereitung
und aus Finanzinstrumenten sowie der Ausnahmen von und Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kom-
der Mitteilungspflicht Vorschriften zu erlassen, die stren- mission gewéhrleisten, dass die einschldgigen Dokumente
ger sind als jene der Richtlinie 2004/109/EG. Allerdings dem Europdischen Parlament und dem Rat gleichzeitig,
sollten die Mitgliedstaaten angesichts der im Bereich der rechtzeitig und auf angemessene Weise iibermittelt wer-
Eigentumskonzentration in der Union bestehenden Un- den.
terschiede und der gesellschaftsrechtlichen Unterschiede
in der Union, die dazu fiihren, dass bei einigen Emitten-
ten die Gesamtzahl der Aktien von der Gesamtzahl der ) ) ) .
Stimmrechte abweicht, weiterhin sowohl niedrigere als (15 Zur Erlelchterung. grenziibergreifender Investitionen soll-
auch zusitzliche Schwellen fir die Mitteilung gehaltener ten die A’nleger.lelchten Zugang zu fien Vorgeschrlebenen
Stimmrechtsanteile festsetzen und gleichwertige Mittei- Informan.onen in Bezug auf alle b(.)rsennotl?rten. Gesell-
lungen in Bezug auf Kapitalanteilsschwellen vorschreiben schaften in der Union habe‘n. Allerdings gewz‘lhrlmstet das
diirfen. AuBerdem sollte es den Mitgliedstaaten weiterhin bestehende Netz der amtlich bestellten nationalen Sys-
gestattet sein, hinsichtlich des Inhalts (wie etwa der Of- teme fiir die zentrale Speicherung vorgeschriebener Infor-
fenlegung der Absichten der Anteilseigner), des Verfah- mationen n1cht, dass die SUCh? n'ach.dlesen Informatio-
rens und des Zeitpunkts der Mitteilungen strengere als nen unionswei problemlos méglich ist. Um .den grenz-
die in der Richtlinie 2004/109/EG vorgesehenen Ver- uberschreltend§n Zugang zu Informgtlonen S}cherzu§tel-
pflichtungen festzulegen, und sie sollten weiterhin die len und technischen Eptwcklungen n Flen Finanzmrk-
Moglichkeit haben, zusitzliche Informationen tber be- ten und den Kommumkat}opstechnologwn 'Re?hnung zu
deutende Beteiligungen zu verlangen, die in der Richtlinie tragen, sollte" der Kommission die Befugnis tibertragen
2004/109/EG nicht vorgeschen sind. Insbesondere soll- werden, gemdf Artikel 290 AEUV Rechtsakte zu erlas-
ten die Mitgliedstaaten auch in der Lage sein, weiterhin sen, um  Mindeststandards fiir die Verbreitung vor-
Rechts- und Verwaltungsvorschriften anzuwenden, die im geschrl.ebener Informathneq und dep Zugang ‘hlerzu
Zusammenhang mit Ubernahmeangeboten, Zusammen- auf Unionsebene sowie fiir die Mechanismen fiir die zen-
schliissen und anderen Transaktionen erlassen wurden, trale Speicherung Vqrgeschriebener Informationeg fe§t-
die die Figentumsverhiltnisse oder die Kontrolle von Un- zulegen. Die Kommission sollte auch dazu ermichtigt
ternehmen betreffen und die durch die von den Mitglied- werden, mit Unterstiitzung d.urch ESMA Mafnahmen
staaten gemdf Artikel 4 der Richtlinie 2004/25/EG des zur Verbesserung des Funktionierens des Netzes der amt-
Européischen Parlaments und des Rates vom 21. April lich bestellten nationalen Systeme fiir die zentrale Spei-
2004 betreffend Ubernahmeangebote (1) benannten Be- cherung zu treffen. und technische Kriterien fir fien Zu-
horden beaufsichtigt werden, die strengere Offenlegungs- gang zu vorgeschr“lebenen Informguonen auf Unionsebe-
anforderungen als die der Richtlinie 2004/109/EG vor- ne, insbesondere fiir den Betrieb eines zentralen Zugangs-
sehen. portals fiir die Suche nach vorgeschriebenen Informatio-
nen auf Unionsebene, zu entwickeln. ESMA sollte ein
] . o ) Webportal entwickeln und betreiben, das als europdisches
(13)  Die kohirente Harmonisierung der Regeln in Bezug auf elektronisches Zugangsportal (,Zugangsportal) dient.
die Mitteilung bedeutender Beteiligungen und angemes-
sene Transparenzniveaus sollten durch technische Stan-
dards sichergestellt werden. Es wire sinnvoll und an-
gemessen, der durch die Verordnung (EU) Nr. (16)  Zur Verbesserung der Einhaltung der Anforderungen der

1095/2010 des Europiischen Parlaments und des Ra-
tes (3) errichteten Europiischen Aufsichtsbehorde (Euro-
pdische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde) (ESMA)
die Aufgabe zu iibertragen, fiir technische Regulierungs-
standards, die keine politischen Entscheidungen erfor-
dern, Entwiirfe auszuarbeiten und der Kommission vor-
zulegen. Die von ESMA erarbeiteten technischen Regulie-
rungsstandards zur Festlegung der Bedingungen fir die
Anwendung bestehender Ausnahmen von der Pflicht zur
Mitteilung bedeutender Stimmrechtsanteile sollten von
der Kommission angenommen werden. ESMA sollte un-
ter Nutzung ihres Fachwissens insbesondere die Flle ge-
rechtfertigter Ausnahmen ermitteln und dabei Moglich-
keiten des Missbrauchs zur Umgehung der Mitteilungs-
pflicht Rechnung tragen.

() ABL L 142 vom 30.4.2004, S. 12.
() ABL L 331 vom 15.12.2010, S. 84.

Richtlinie 2004/109/EG und entsprechend der Mitteilung
der Kommission vom 9. Dezember 2010 mit dem Titel
,Starkung der Sanktionsregelungen im Finanzdienstleis-
tungssektor sollten die Sanktionsbefugnisse erweitert
werden und in Bezug auf die Adressaten, die bei Ver-
hiangung einer verwaltungsrechtlichen Sanktion oder Ver-
waltungsmaflnahme zu berticksichtigenden Kriterien, die
wesentlichen Sanktionsbefugnisse sowie die Hohe der
von den Verwaltungen verhdngten finanziellen Sanktio-
nen bestimmten grundlegenden Anspriichen geniigen.
Diese Sanktionsbefugnisse sollten zumindest dann an-
wendbar sein, wenn wesentliche Bestimmungen der
Richtlinie 2004/109/EG verletzt wurden. Die Mitglied-
staaten sollten sie jedoch auch in anderen Fillen ausiiben
konnen. Insbesondere sollten die Mitgliedstaaten dafiir
sorgen, dass die anwendbaren verwaltungsrechtlichen
Sanktionen oder Verwaltungsmafnahmen die Moglich-
keit beinhalten, finanzielle Sanktionen zu verhingen,
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die hinreichend hoch sind, um abschreckend zu wirken.
Bei Verstofien durch juristische Personen sollten die Mit-
gliedstaaten die Verhingung von Sanktionen gegen Mit-
glieder der Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane
der betreffenden juristischen Person oder andere natiirli-
che Personen vorsehen konnen, die nach Mafigabe des
nationalen Rechts fiir diese Verstoffe haftbar gemacht
werden konnen. Die Mitgliedstaaten sollten ferner vor-
sehen konnen, dass die Ausiibung der Stimmrechte der-
jenigen Inhaber von Aktien und Finanzinstrumenten, die
der Mitteilungspflicht nicht nachkommen, ausgesetzt
wird bzw. werden kann. Die Mitgliedstaaten sollten
auch vorsehen koénnen, dass die Stimmrechte nur bei
den schwerwiegendsten Verstoffen ausgesetzt werden.
Damit alle Fille der Nichteinhaltung von Vorschriften
erfasst werden — gleichgiiltig, ob sie nach nationalem
Recht als Sanktion oder als Mafnahme einzuordnen
sind — sollte die Richtlinie 2004/109/EG sowohl ver-
waltungsrechtliche Sanktionen als auch Verwaltungsmaf3-
nahmen vorsehen und etwaige gesetzliche Bestimmungen
der Mitgliedstaaten iiber strafrechtliche Sanktionen unbe-
rithrt lassen.

Angesichts der Notwendigkeit, dass die Sanktionen hin-
reichend abschreckend sein miissen, damit saubere und
transparente Markte gefordert werden, sollten die Mit-
gliedstaaten zusitzliche Sanktionen oder Mafnahmen
und hohere als die nach der Richtlinie 2004/109/EG
von der Verwaltung zu verhingenden finanziellen Sank-
tionen vorsehen konnen. Mit den Bestimmungen iber die
Verhdngung von Sanktionen und den Bestimmungen
iiber die Bekanntmachung von verwaltungsrechtlichen
Sanktionen wird kein Prazedenzfall fiir andere Rechtsvor-
schriften der Union, insbesondere bei schwerwiegenderen
Rechtsverletzungen, geschaffen.

Um zu gewihrleisten, dass Entscheidungen iiber die Ver-
hidngung einer Verwaltungsmafinahme oder einer verwal-
tungsrechtlichen Sanktion auf breite Kreise abschreckend
wirken, sollten sie in der Regel offentlich bekannt-
gemacht werden. Die offentliche Bekanntmachung von
Entscheidungen ist auch ein wichtiges Instrument zur
Unterrichtung der Marktteilnehmer dariiber, welches Ver-
halten als Verstof gegen die Richtlinie 2004/109/EG be-
trachtet wird, sowie zur Forderung eines einwandfreien
Verhaltens zwischen den Marktteilnehmern auf breiter
Basis. Wiirde hingegen die offentliche Bekanntmachung
einer Entscheidung die Stabilitdt des Finanzsystems oder
eine laufende offizielle Ermittlung ernsthaft gefihrden
oder den beteiligten Institutionen oder natiirlichen Per-
sonen einen unverhiltnismifig grofen Schaden — so-
fern sich dieser ermitteln ldsst — zufiigen oder ergibt bei
Verhidngung der Sanktion gegen eine natiirliche Person
eine vorgeschriebene vorherige Bewertung der Verhaltnis-
mafigkeit der offentlichen Bekanntmachung, dass die of-
fentliche Bekanntmachung der personenbezogenen Daten
unverhiltnismifig wire, so sollte die zustindige Behorde
beschlieBen kénnen, die Bekanntmachung aufzuschieben
oder die Informationen in anonymisierter Form bekannt-
zumachen.

Zur Klirung der Behandlung nicht notierter Wertpapiere,
die durch Zertifikate vertreten werden, die zum Handel
an einem geregelten Markt zugelassen sind, und zur Ver-
meidung von Transparenzliicken sollte die Definition des

(19)

(1)

Begriffs ,Emittent” genauer gefasst werden, um die Emit-
tenten von nicht notierten Wertpapieren, die durch Zer-
tifikate vertreten werden, die zum Handel an einem ge-
regelten Markt zugelassen sind, zu erfassen. Daneben ist
es angemessen, die Definition des Begriffs ,Emittent” un-
ter Beriicksichtigung des Umstands zu dndern, dass in
einigen Mitgliedstaaten Emittenten von Wertpapieren,
die zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen
sind, natiirliche Personen sein kdnnen.

Gemafl der Richtlinie 2004/109/EG gilt im Falle eines
Drittlandsemittenten von Schuldtiteln mit einer Stiicke-
lung von weniger als 1 000 EUR oder eines Drittland-
semittenten von Aktien als Herkunftsmitgliedstaat des
Emittenten der in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe m Ziffer
iii der Richtlinie 2003/71/EG des Europiischen Par-
laments und des Rates () genannte Mitgliedstaat. Damit
der Herkunftsmitgliedstaat dieser Drittlandsemittenten
praziser und einfacher festgelegt werden kann, sollte die
Begriffsbestimmung dahin gehend gedndert werden, dass
als Herkunftsmitgliedstaat der Mitgliedstaat gilt, der von
dem Emittenten unter den Mitgliedstaaten ausgewahlt
wird, in denen seine Wertpapiere zum Handel an einem
geregelten Markt zugelassen sind.

Alle Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel an ei-
nem geregelten Markt in der Union zugelassen sind, soll-
ten von einer zustindigen Behorde eines Mitgliedstaats
beaufsichtigt werden, um sicherzustellen, dass sie ihren
Verpflichtungen nachkommen. Emittenten, die gemaf
der Richtlinie 2004/109/EG ihren Herkunftsmitgliedstaat
wihlen miissen, dies jedoch nicht getan haben, kénnen
sich jeglicher Beaufsichtigung durch eine zustindige Be-
hérde in der Union entziehen. Deshalb sollte die Richt-
linie 2004/109/EG so gedndert werden, dass fiir die
Emittenten, die den zustindigen Behorden nicht inner-
halb von drei Monaten die Wahl ihres Herkunftsmitglied-
staats mitgeteilt haben, ein Herkunftsmitgliedstaat fest-
gelegt wird. In diesem Fall sollte der Herkunftsmitglied-
staat derjenige Mitgliedstaat sein, in dem die Wertpapiere
des Emittenten zum Handel an einem geregelten Markt
zugelassen sind. Sind die Wertpapiere in mehr als einem
Mitgliedstaat zum Handel an einem geregelten Markt zu-
gelassen, werden alle diese Mitgliedstaaten so lange Her-
kunftsmitgliedstaaten, bis der Emittent einen einzigen
Herkunftsmitgliedstaat auswahlt und dies mitteilt. Damit
wiirde den betreffenden Emittenten ein Anreiz geboten,
einen Herkunftsmitgliedstaat auszuwidhlen und dies den
jeweils zustindigen Behorden mitzuteilen; gleichzeitig
wiren die zustindigen Behorden nicht linger der zum
Eingreifen notwendigen Befugnisse beraubt, bis ein Emit-
tent die Wahl seines Herkunftsmitgliedstaats mitgeteilt
hat.

Gemafl der Richtlinie 2004/109/EG gilt im Falle eines
Emittenten von Schuldtiteln mit einer Stiickelung von
1 000 EUR oder mehr die durch den Emittenten getrof-
fene Wahl eines Herkunftsmitgliedstaats fiir die Dauer
von drei Jahren. Sind jedoch die Wertpapiere eines Emit-
tenten nicht mehr zum Handel an dem geregelten Markt
im Herkunftsmitgliedstaat des Emittenten zugelassen

() ABL L 345 vom 31.12.2003, S. 64.
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(22)

(23)

(24)

und weiterhin in einem oder mehreren Aufnahmemit-
gliedstaaten zum Handel zugelassen, so besteht keine
Beziehung dieses Emittenten zu seinem urspriinglich ge-
wiahlten Herkunftsmitgliedstaat mehr, wenn dieser Mit-
gliedstaat nicht der Mitgliedstaat ist, in dem der Emittent
seinen Sitz hat. In diesem Fall sollte der Emittent einen
seiner Aufnahmemitgliedstaaten oder den Mitgliedstaat,
in dem er seinen Sitz hat, vor Ablauf des Dreijahreszeit-
raums als seinen neuen Herkunftsmitgliedstaat wihlen
konnen. Die gleiche Moglichkeit, einen neuen Herkunfts-
mitgliedstaat zu wihlen, hdtten auch ein Drittlandsemit-
tent von Schuldtiteln mit einer Stiickelung von weniger
als 1 000 EUR oder ein Drittlandsemittent von Aktien,
deren Wertpapiere nicht mehr zum Handel an dem
geregelten Markt in ihrem Herkunftsmitgliedstaat, aber
weiterhin zum Handel in einem oder mehreren Aufnah-
memitgliedstaaten zugelassen sind.

Hinsichtlich der Definition des Begriffs ,Herkunftsmit-
gliedstaat sollte zwischen den Richtlinien 2004/109/EG
und 2003/71/EG Ubereinstimmung bestehen. Damit
diesbeziiglich gewihrleistet ist, dass die Beaufsichtigung
durch den relevantesten Mitgliedstaat erfolgt, sollte die
Richtlinie 2003/71/EG so gedndert werden, dass sie
mehr Flexibilitdt in den Fillen bietet, in denen die Wert-
papiere eines Emittenten mit Sitz in einem Drittland
nicht mehr zum Handel an dem geregelten Markt in
seinem Herkunftsmitgliedstaat, aber stattdessen zum Han-
del in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten zu-
gelassen sind.

Die Richtlinie 2007/14/EG der Kommission (') enthalt
insbesondere Regeln zur Mitteilung der Wahl des Her-
kunftsmitgliedstaats durch den Emittenten. Diese Regeln
sollten in die Richtlinie 2004/109/EG aufgenommen
werden. Um sicherzustellen, dass die zustindigen Behor-
den des bzw. der Aufnahmemitgliedstaaten und des Mit-
gliedstaats, in dem der Emittent seinen Sitz hat und der
weder Herkunftsmitgliedstaat noch Aufnahmemitglied-
staat ist, iiber die vom Emittenten getroffene Wahl des
Herkunftsmitgliedstaats informiert werden, sollten alle
Emittenten verpflichtet werden, die Wahl ihres Herkunfts-
mitgliedstaats der zustindigen Behérde ihres Herkunfts-
mitgliedstaats, den zustindigen Behorden aller Aufnah-
memitgliedstaaten und der zustindigen Behorde des Mit-
gliedstaats, in dem sie ihren Sitz haben, falls dieser nicht
der Herkunftsmitgliedstaat ist, mitzuteilen. Die Regeln
zur Mitteilung der Wahl des Herkunftsmitgliedstaats soll-
ten daher entsprechend gedndert werden.

Die Pflicht zur Offenlegung von Anleiheneuemissionen
gemdf der Richtlinie 2004/109/EG hat in der Praxis zu
vielen Umsetzungsschwierigkeiten —gefithrt, und ihre
Durchfithrung gilt als komplex. Auflerdem tiberschneidet
sich diese Offenlegungspflicht teilweise mit den Verpflich-
tungen gemaf$ der Richtlinie 2003/71/EG und gemaf$ der
Richtlinie 2003/6/EG des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 28. Januar 2003 iiber Insider-Geschifte
und Marktmanipulation (Marktmissbrauch) (?), und sie ist
auch nicht mit vielen Zusatzinformationen fiir den Markt

() ABL L 69 vom 9.3.2007, S. 27.
() ABL L 96 vom 12.4.2003, S. 16.

(26)

verbunden. Daher sollte diese Verpflichtung zur Vermei-
dung unnotigen Verwaltungsaufwands fiir die Emittenten
aufgehoben werden.

Die Pflicht zur Mitteilung jeglicher Anderung des Griin-
dungsaktes oder der Satzung eines Emittenten an die
zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats tiber-
schneidet sich mit einer &hnlichen Pflicht gemafl der
Richtlinie 2007/36/EG des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 11. Juli 2007 iiber die Ausiibung
bestimmter Rechte von Aktiondren in borsennotierten
Gesellschaften (}) und kann Verwirrung in Bezug auf
die Rolle der zustindigen Behorde stiften. Daher sollte
diese Verpflichtung zur Vermeidung unnotigen Verwal-
tungsaufwands fur die Emittenten aufgehoben werden.

Ein harmonisiertes elektronisches Format fir die Bericht-
erstattung wire fir Emittenten, Anleger und zustindige
Behorden von groffem Nutzen, denn es wiirde die Be-
richterstattung vereinfachen sowie die Zuginglichkeit,
Analyse und Vergleichbarkeit von Jahresfinanzberichten
erleichtern. Deshalb sollte die Erstellung von Jahres-
finanzberichten in einem einheitlichen elektronischen Be-
richtsformat mit Wirkung vom 1. Januar 2020 verpflich-
tend sein, sofern ESMA eine Kosten-Nutzen-Analyse
durchgefihrt hat. ESMA sollte Entwiirfe fiir technische
Regulierungsstandards zum Erlass durch die Kommission
erarbeiten, um das elektronische Berichtsformat unter ge-
bithrender Bezugnahme auf bestchende und kiinftige
Technologieoptionen, wie etwa eXtensible Business Re-
porting Language (XBRL), festzulegen. Bei der Ausarbei-
tung der Entwiirfe fur technische Regulierungsstandards
sollte ESMA offene offentliche Anhérungen fiir alle be-
troffenen Interessengruppen durchfithren, eine griindliche
Bewertung der moglichen Auswirkungen der Annahme
der verschiedenen Technologieoptionen vornehmen und
geeignete Tests in den Mitgliedstaaten durchfithren, tiber
die sie der Kommission bei der Vorlage der Entwiirfe fiir
technische Regulierungsstandards berichten sollte. Bei der
Erarbeitung der Entwiirfe technischer Regulierungsstan-
dards zu den auf Banken und Finanzintermedidre sowie
Versicherungsgesellschaften anwendbaren Formaten sollte
ESMA regelmiflig und eng mit der durch die Verordnung
(EU) Nr. 1093/2010 des Europdischen Parlaments und
des Rates (%) errichteten Europdischen Aufsichtsbehorde
(Europdische Bankenaufsichtsbehorde) und der durch
die Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Europdischen
Parlaments und des Rates (°) errichteten Europdischen
Aufsichtsbehérde (Europdische Aufsichtsbehorde fur das
Versicherungswesen und die betriebliche Altersversor-
gung) zusammenarbeiten, um den Besonderheiten dieser
Sektoren Rechnung zu tragen und so fiir eine sektoriiber-
greifende Kohirenz der Arbeiten zu sorgen und gemein-
same Positionen herbeizufithren. Das Europiische Par-
lament und der Rat sollten gemifl Artikel 13 Absatz 3
der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 Einwinde gegen
technische Regulierungsstandards erheben koénnen; erhe-
ben sie Einwinde, so sollten die betreffenden Standards
nicht in Kraft treten.

184 vom 14.7.2007, S. 17.

ABL L
ABL L 331 vom 15.12.2010, S. 12.
ABL. L

331 vom 15.12.2010, S. 48.
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(1)

In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten
fur die Zwecke dieser Richtlinie sind die Richtlinie
95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum
freien Datenverkehr (') und die Verordnung (EG) Nr.
45/2001 des Europiischen Parlaments und des Rates
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft
und zum freien Datenverkehr (3) uneingeschrinkt an-
wendbar.

Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten
und Grundsitzen, die mit der Charta der Grundrechte der
Europdischen Union anerkannt wurden und im Vertrag
niedergelegt sind, und ist unter Wahrung dieser Rechte
und Grundsitze durchzufiihren.

Da die Ziele dieser Richtlinie, nimlich die Harmonisie-
rung der Transparenzanforderungen in Bezug auf Infor-
mationen iiber Emittenten, deren Wertpapiere zum Han-
del an einem geregelten Markt zugelassen sind, auf Ebene
der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden
konnen und daher wegen ihres Umfangs oder ihrer Wir-
kungen besser auf Unionsebene zu verwirklichen sind,
kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des
Vertrags tiber die Europdische Union niedergelegten Sub-
sidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in
demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhiltnis-
mafRigkeit geht diese Richtlinie nicht tiber das zur Errei-
chung dieser Ziele erforderliche Maf hinaus.

Gemafs der Gemeinsamen Politischen Erklarung der Mit-
gliedstaaten und der Kommission vom 28. September
2011 zu erlduternden Dokumenten (°) haben sich die
Mitgliedstaaten verpflichtet, in begriindeten Fillen zusitz-
lich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaffnahmen ein
oder mehrere Dokumente zu iibermitteln, in denen der
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richt-
linie und den entsprechenden Teilen innerstaatlicher Um-
setzungsinstrumente erldutert wird. In Bezug auf diese
Richtlinie hilt der Gesetzgeber die Ubermittlung derarti-
ger Dokumente fiir gerechtfertigt.

Die Richtlinien 2004/109/EG, 2003/71/EG und
2007/14/EG sollten daher entsprechend gedndert
werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen der Richtlinie 2004/109/EG

Die Richtlinie 2004/109/EG wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

i) Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

) ABL L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
2) ABL. L 8 vom 12.1.2001, S. 1.

() ABL C 369 vom 17.12.2011, S. 14.

,d) Emittent’ ist eine natiirliche oder juristische Per-
son des privaten oder offentlichen Rechts, ein-
schlieflich eines Staates, deren Wertpapiere zum
Handel an einem geregelten Markt zugelassen
sind.

Im Falle von Zertifikaten, die zum Handel an ei-
nem geregelten Markt zugelassen sind, gilt als
Emittent der Emittent der vertretenen Wertpapie-
re, wobei es unerheblich ist, ob diese Wertpapiere
zum Handel an einem geregelten Markt zugelas-
sen sind oder nicht;;

ii) Buchstabe i wird wie folgt gedndert:

i) In Ziffer i erhilt der zweite Gedankenstrich fol-
gende Fassung:

,— fiir Emittenten mit Sitz in einem Drittland der
Mitgliedstaat, den der Emittent unter den Mit-
gliedstaaten auswihlt, in denen seine Wert-
papiere zum Handel an einem geregelten
Markt zugelassen sind. Die Wahl des Her-
kunftsmitgliedstaats bleibt so lange giiltig,
bis der Emittent nach Ziffer iii einen neuen
Herkunftsmitgliedstaat ausgewahlt und seine
Wahl gemifl Absatz 2 dieser Ziffer i mit-
geteilt hat;;

i) Ziffer ii erhalt folgende Fassung:

L) fur jeden nicht unter Ziffer i fallenden Emit-
tenten der Mitgliedstaat, den der Emittent un-
ter dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Sitz
hat - sofern einschldgig -, und den Mitglied-
staaten, in denen seine Wertpapiere zum Han-
del an einem geregelten Markt zugelassen
sind, auswihlt. Der Emittent darf nicht mehr
als einen Mitgliedstaat als Herkunftsmitglied-
staat auswihlen. Die Wahl ist mindestens
drei Jahre giiltig, auler wenn im Laufe des
Dreijahreszeitraums die Wertpapiere des Emit-
tenten auf keinem geregelten Markt in der
Union mehr zum Handel zugelassen sind
oder der Emittent unter die Bestimmungen
der Ziffern i oder iii fallt;*

iii) folgende Ziffer wird angefiigt:

Lii) fir einen Emittenten, dessen Wertpapiere
nicht mehr zum Handel an einem geregelten
Markt in seinem Herkunftsmitgliedstaat im
Sinne der Ziffer i zweiter Gedankenstrich
oder der Ziffer ii, aber stattdessen zum Han-
del in einem oder mehreren anderen Mitglied-
staaten zugelassen sind, der neue Herkunfts-
mitgliedstaat, den der Emittent unter den Mit-
gliedstaaten, in denen seine Wertpapiere zum
Handel auf einem geregelten Markt zugelas-
sen sind, und - sofern einschlagig - dem Mit-
gliedstaat, in dem er seinen Sitz hat, aus-
wihlt;;
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iv) folgende Absitze werden angefiigt:

,Ein Emittent teilt seinen Herkunftsmitgliedstaat
nach Ziffer i, ii oder iii gemdfl den Artikeln 20
und 21 mit. Auferdem teilt ein Emittent seinen
Herkunftsmitgliedstaat der zustindigen Behorde
des Mitgliedstaats, in dem er seinen Sitz hat -
sofern einschlagig -, der zustindigen Behorde des
Herkunftsmitgliedstaats und den zustindigen Be-
horden aller Aufnahmemitgliedstaaten mit.

Teilt der Emittent seinen Herkunftsmitgliedstaat
im Sinne der Ziffer i zweiter Gedankenstrich
oder der Ziffer ii nicht binnen drei Monaten ab
der erstmaligen Zulassung seiner Wertpapiere zum
Handel an einem geregelten Markt mit, so ist der
Herkunftsmitgliedstaat der Mitgliedstaat, in dessen
Hoheitsgebiet die Wertpapiere des Emittenten
zum Handel an einem geregelten Markt zugelas-
sen sind. Sind die Wertpapiere des Emittenten
zum Handel an geregelten Mirkten zugelassen,
die in mehr als einem Mitgliedstaat gelegen sind
oder betrieben werden, so sind diese Mitgliedstaa-
ten so lange die Herkunftsmitgliedstaaten des
Emittenten, bis dieser einen einzigen Herkunfts-
mitgliedstaat ausgewihlt und mitgeteilt hat.

Fiir einen Emittenten, dessen Wertpapiere bereits
zum Handel an einem geregelten Markt zugelas-
sen sind und der die Wahl seines Herkunftsmit-
gliedstaats nach Ziffer i zweiter Gedankenstrich
oder nach Ziffer ii nicht vor dem 27. November
2015 mitgeteilt hat, beginnt die Frist von drei
Monaten am 27. November 2015.

Ein Emittent, der einen Herkunftsmitgliedstaat
nach Ziffer i zweiter Gedankenstrich oder nach
Ziffer ii oder iii ausgewdhlt und seine Wahl den
zustandigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats
vor dem 27. November 2015 mitgeteilt hat, ist
von der Verpflichtung nach Absatz 2 dieses Buch-
staben befreit, es sei denn, der betreffende Emit-
tent wahlt nach dem 27. November 2015 einen
anderen Herkunftsmitgliedstaat.”;

iif) folgender Buchstabe wird angefiigt:

,q) formliche Vereinbarung' ist eine Vereinbarung,
die nach geltendem Recht verbindlich ist.%

folgender Absatz wird eingefiigt:

»(2a)  Bezugnahmen in dieser Richtlinie auf juristische
Personen sind so zu verstehen, dass sie eingetragene Per-
sonengesellschaften ohne Rechtspersonlichkeit und In-
vestmentfonds einschliefen.”

2. Artikel 3 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Der Herkunftsmitgliedstaat kann fiir Emittenten
strengere Anforderungen als die in dieser Richtlinie fest-

gelegten vorsehen, sie jedoch nicht zur Veroffentlichung
haufigerer regelmifiger Finanzinformationen als der in
Artikel 4 genannten Jahresfinanzberichte und der in Ar-
tikel 5 genannten Halbjahresfinanzberichte verpflichten.;

folgende Absitze werden eingefiigt:

»(1a)  Abweichend von Absatz 1 kann der Herkunfts-
mitgliedstaat die Emittenten dazu verpflichten, zusitzlich
hdufigere regelmifige Finanzinformationen als die in Ar-
tikel 4 genannten Jahresfinanzberichte und die in Artikel 5
genannten Halbjahresfinanzberichte zu veréffentlichen,
wenn die folgenden Bedingungen erfullt sind:

— Die zusitzlichen regelmidfligen Finanzinformationen
stellen in dem betreffenden Mitgliedstaat insbesondere
fur die betroffenen kleinen und mittleren Emittenten
keine unverhiltnismifige finanzielle Belastung dar,
und

— die Inhalte der verlangten zusitzlichen regelmifigen
Finanzinformationen stehen in einem angemessenen
Verhiltnis zu den Faktoren, die zu Anlageentschei-
dungen der Anleger in dem betreffenden Mitgliedstaat
beitragen.

Bevor die Mitgliedstaaten einen Beschluss fassen, der
Emittenten zur Veroffentlichung zusitzlicher regelmifiger
Finanzinformationen verpflichtet, priifen sie sowohl die
Frage, ob diese zusitzlichen Anforderungen dazu fithren
konnen, dass zu viel Gewicht auf kurzfristige Ergebnisse
und Leistung der Emittenten gelegt wird, als auch die
Frage, ob diese Anforderungen sich negativ auf die Zu-
gangsmoglichkeiten von kleinen und mittleren Emittenten
zu den geregelten Markten auswirken konnen.

Die Moglichkeit der Mitgliedstaaten, von Emittenten, bei
denen es sich um Finanzinstitute handelt, die Veroffent-
lichung zusitzlicher regelmafSiger Finanzinformationen zu
verlangen, wird dadurch nicht beriihrt.

Der Herkunftsmitgliedstaat darf fur Aktionare oder natiir-
liche oder juristische Personen im Sinne der Artikel 10
oder 13 keine strengeren Anforderungen vorsehen als die
in dieser Richtlinie festgelegten, es sei denn,

i) er legt Mitteilungsschwellen fest, die niedriger als jene
gemifl Artikel 9 Absatz 1 sind oder jene erginzen,
und schreibt gleichwertige Mitteilungen in Bezug auf
Kapitalanteilsschwellen vor;

ii) er wendet strengere Anforderungen als diejenigen
nach Artikel 12 an; oder

i) er wendet Rechts- oder Verwaltungsvorschriften an,
die im Zusammenhang mit Ubernahmeangeboten,
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Zusammenschliissen und anderen Transaktionen ste-
hen, die die Eigentumsverhiltnisse oder die Kontrolle
von Unternehmen betreffen, und von den Behorden,
die gemifl Artikel 4 der Richtlinie 2004/25/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. April
2004 betreffend Ubernahmeangebote () von den Mit-
gliedstaaten benannt wurden, beaufsichtigt werden.

(*) ABL. L 142 vom 30.4.2004, S. 12.“

3. Artikel 4 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Ein Emittent veroffentlicht seinen Jahresfinanzbe-
richt spétestens vier Monate nach Ende jedes Geschifts-
jahres und stellt sicher, dass er mindestens zehn Jahre
lang offentlich zuganglich bleibt.”;

b) folgender Absatz wird angefiigt:

,(7)  Mit Wirkung vom 1. Januar 2020 werden alle
Jahresfinanzberichte in einem einheitlichen elektronischen
Berichtsformat erstellt, sofern die durch die Verordnung
(EU) Nr. 1095/2010 des Europdischen Parlaments und
des Rates (*) errichtete Europdische Aufsichtsbehorde (Eu-
ropéische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde) (ES-
MA) eine Kosten-Nutzen-Analyse durchgefiihrt hat.

ESMA erarbeitet Entwiirfe technischer Regulierungsstan-
dards, um das elektronische Berichtsformat unter gebiih-
render Bezugnahme auf bestehende und kiinftige Tech-
nologieoptionen festzulegen. Vor der Annahme der Ent-
wiirfe technischer Regulierungsstandards fihrt ESMA eine
angemessene Bewertung der moglichen elektronischen
Berichtsformate und geeignete Feldtests durch. ESMA
legt der Kommission spitestens bis zum 31. Dezember
2016 diese Entwiirfe technischer Regulierungsstandards
vor.

Der Kommission wird die Befugnis uibertragen, die in
Unterabsatz 2 genannten technischen Regulierungsstan-
dards gemidfl den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung
(EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen.

(*) ABL L 331 vom 15.12.2010, S. 84.

4. Artikel 5 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1)  Ein Emittent von Aktien oder Schuldtiteln veroffent-
licht einen Halbjahresfinanzbericht tiber die ersten sechs Mo-

nate des Geschiftsjahres so schnell wie moglich nach Ende
des jeweiligen Berichtszeitraums, spatestens aber drei Monate
danach. Der Emittent stellt sicher, dass der Halbjahresfinanz-
bericht mindestens zehn Jahre lang offentlich zuginglich
bleibt.”

. Artikel 6 erhilt folgende Fassung:

JArtikel 6

Bericht iiber Zahlungen, die an staatliche Stellen
geleistet werden

Die Mitgliedstaaten verpflichten Emittenten, die gemafS der
Definition in Artike] 41 Nummern 1 und 2 der Richtlinie
2013/34/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 26. Juni 2013 iber den Jahresabschluss, den konsoli-
dierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Un-
ternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Anderung der
Richtlinie 2006/43/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates und zur Aufthebung der Richtlinien 78/660/EWG und
83/349/EWG des Rates (*) in der mineralgewinnenden Indus-
trie oder der Industrie des Holzeinschlags in Primarwéldern
tatig sind, jahrlich gemaf Kapitel 10 jener Richtlinie einen
Bericht tiber Zahlungen, die an staatliche Stellen geleistet
wurden, zu erstellen. Der Bericht ist spitestens sechs Monate
nach Ende jedes Geschiftsjahres zu veréffentlichen und muss
mindestens zehn Jahre lang offentlich zuginglich bleiben.
Uber Zahlungen an staatliche Stellen ist auf konsolidierter
Ebene Bericht zu erstatten.

() ABL L 182 vom 29.6.2013, S. 19.*

. Artikel 8 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1)  Die Artikel 4 und 5 gelten nicht fiir die folgenden
Emittenten:

a) Staaten, Gebietskorperschaften eines Staates, interna-
tionale offentlich-rechtliche Stellen, denen mindestens
ein Mitgliedstaat angehort, die Europdische Zentral-
bank (EZB), die durch den EFSF-Rahmenvertrag einge-
richtete  Europdische  Finanzstabilisierungsfazilitit
(EFSF) und jeden anderen Mechanismus, der geschaffen
wurde, um die Finanzstabilitit der Europdischen Wah-
rungsunion durch Bereitstellung voriibergehender fi-
nanzieller Unterstiitzung fiir Mitgliedstaaten, deren
Wiahrung der Euro ist, zu erhalten, und die nationalen
Zentralbanken der Mitgliedstaaten unabhingig davon,
ob sie Aktien oder andere Wertpapiere begeben, und

b) Emittenten, die ausschlieRlich zum Handel an einem
geregelten Markt zugelassene Schuldtitel mit einer
Mindeststiickelung von 100 000 EUR oder — bei
Schuldtiteln, die auf eine andere Wahrung als Euro

lauten — mit einer Mindeststiickelung, die am Aus-
gabetag mindestens 100 000 EUR entspricht, be-
geben.;
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b)

Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

»(4)  Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b dieses Ar-
tikels gelten die Artikel 4 und 5 nicht fiir Emittenten, die
ausschlieSlich Schuldtitel mit einer Mindeststiickelung
von 50 000 EUR oder — bei Schuldtiteln, die auf eine
andere Wihrung als Euro lauten — mit einer Mindest-
stiickelung, die am Ausgabetag mindestens 50 000 EUR
entspricht, begeben, die bereits vor dem 31. Dezember
2010 zum Handel an einem geregelten Markt in der
Union zugelassen wurden, solange derartige Schuldtitel
ausstehen.”

7. Artikel 9 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

,(6)  Dieser Artikel gilt nicht firr die Stimmrechte, die
ein Kreditinstitut oder eine Wertpapierfirma im Handels-
buch im Sinne von Artikel 11 der Richtlinie 2006/49/EG
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni
2006 iiber die angemessene Eigenkapitalausstattung von
Wertpapierfirmen und Kreditinstituten (*) hilt, sofern

a) der Anteil der im Handelsbuch gehaltenen Stimm-
rechte nicht hoher als 5 % ist und

b) die Stimmrechte aus Aktien, die im Handelsbuch ge-
halten werden, nicht ausgeiibt werden und nicht an-
derweitig benutzt werden, um in die Geschaftsfithrung
des Emittenten einzugreifen.

(*) ABL. L 177 vom 30.6.2006, S. 201.%

die folgenden Absitze werden eingefiigt:

,(6a)  Dieser Artikel gilt nicht fiir die Stimmrechte aus
Aktien, die gemaf der Verordnung (EG) Nr. 2273/2003
der Kommission vom 22. Dezember 2003 zur Durch-
fuhrung der Richtlinie 2003/6/EG des Europdischen Par-
laments und des Rates — Ausnahmeregelungen fiir Riick-
kaufprogramme und Kursstabilisierungsmafinahmen (*) zu
Stabilisierungszwecken erworben wurden, sofern die
Stimmrechte aus diesen Aktien nicht ausgeiibt werden
und nicht anderweitig benutzt werden, um in die Ge-
schiftsfiihrung des Emittenten einzugreifen.

(6b)  ESMA erarbeitet Entwiirfe technischer Regulie-
rungsstandards zur Festlegung der Berechnungsmethode
fir die in den Absitzen 5 und 6 genannte 5 %-Schwelle
und bezieht hierbei auch Konzerne ein, wobei sie Arti-
kel 12 Absdtze 4 und 5 beriicksichtigt.

ESMA unterbreitet diese Entwiirfe technischer Regulie-
rungsstandards der Kommission bis zum 27. November
2014.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, die tech-
nischen  Regulierungsstandards ~ im  Sinne  von
Unterabsatz 1 gemdff den Artikeln 10 bis 14 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen.

() ABL L 336 vom 23.12.2003, S. 33.“

8. In Artikel 12 Absatz 2 erhilt der einleitende Teil folgende
Fassung:

,Die Mitteilung an den Emittenten erfolgt unverziiglich, spa-
testens jedoch nach vier Handelstagen nach dem Tag, an
dem der Aktiondr bzw. die natiirliche oder juristische Person
im Sinne des Artikels 10

9. Artikel 13 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

(1) Die Mitteilungspflicht gemafl Artikel 9 gilt auch
fur natiirliche oder juristische Personen, die direkt oder
indirekt Finanzinstrumente halten, die

a) dem Inhaber bei Filligkeit im Rahmen einer formli-
chen Vereinbarung entweder das unbedingte Recht auf
Erwerb mit Stimmrechten verbundener und bereits
ausgegebener Aktien eines Emittenten, dessen Aktien
zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen
sind, oder aber ein Ermessen in Bezug auf sein Recht
auf Erwerb dieser Aktien verleihen;

b) nicht unter Buchstabe a fallen, die aber auf Aktien
bezogen sind, die unter jenen Buchstaben fallen, und
die eine vergleichbare wirtschaftliche Wirkung haben
wie die unter jenem Buchstaben genannten Finanz-
instrumente, unabhingig davon, ob sie einen An-
spruch auf physische Abwicklung einrdumen oder
nicht.

In der vorzunehmenden Mitteilung ist die Art der gemaf
Unterabsatz 1 Buchstabe a und der gemaf§ Unterabsatz 1
Buchstabe b gehaltenen Finanzinstrumente aufzuschliis-
seln, wobei zwischen den Finanzinstrumenten, die einen
Anspruch auf physische Abwicklung einrdumen, und den-
jenigen, die einen Anspruch auf Barausgleich einrdumen,
zu unterscheiden ist.”;
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b) folgende Absitze werden eingefiigt:

,(la)  Die Anzahl der Stimmrechte wird unter Bezug-
nahme auf die volle nominale Anzahl der dem Finanz-
instrument zugrunde liegenden Aktien berechnet, es sei
denn, das Finanzinstrument sieht ausschlieflich einen
Barausgleich vor; in diesem Fall wird die Anzahl der
Stimmrechte auf einer ,delta-angepassten‘ Basis berechnet,
wobei die nominale Anzahl der zugrunde liegenden Ak-
tien mit dem Delta des Instruments multipliziert wird. Zu
diesem Zweck hat der Inhaber simtliche Finanzinstru-
mente, die sich auf ein und denselben Emittenten bezie-
hen, zusammenzurechnen und mitzuteilen. In die Berech-
nung der Stimmrechte flieBen nur Erwerbspositionen ein.
Erwerbspositionen werden nicht mit Verduferungspositio-
nen, die sich auf ein und denselben Emittenten beziehen,
verrechnet.

ESMA erstellt Entwiirfe technischer Regulierungsstandards
zur Festlegung

a) der Berechnungsmethode fur die in Unterabsatz 1 ge-
nannte Anzahl der Stimmrechte bei Finanzinstrumen-
ten, die sich auf einen Aktienkorb oder einen Index
beziehen, und

b) der Methoden zur Ermittlung des Deltas fir die Zwe-
cke der nach Unterabsatz 1 vorzunehmenden Berech-
nung der Stimmrechte in Bezug auf Finanzinstrumen-
te, die ausschlieflich einen Barausgleich vorsehen.

ESMA unterbreitet diese Entwiirfe technischer Regulie-
rungsstandards der Kommission bis zum 27. November
2014.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, die tech-
nischen Regulierungsstandards im Sinne von Unterabsatz
2 gemif den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr.
1095/2010 zu erlassen.

(Ib)  Fir die Zwecke von Absatz 1 werden folgende
Instrumente als Finanzinstrumente betrachtet, sofern sie
eine der in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a oder b
genannten Bedingungen erfiillen:

a) ubertragbare Wertpapiere;

b) Optionen;

¢) Terminkontrakte;

d) Swaps;

e) Zinsausgleichsvereinbarungen;

f) Differenzgeschifte und

@) alle anderen Kontrakte oder Vereinbarungen mit ver-
gleichbarer wirtschaftlicher Wirkung, die physisch oder
bar abgewickelt werden konnen.

ESMA erstellt unter Beriicksichtigung der technischen
Entwicklungen auf den Finanzmdrkten eine nicht er-
schopfende Liste der Finanzinstrumente, die Mitteilungs-
pflichten gemdfl Absatz 1 unterliegen, und aktualisiert
diese regelmafig.”;

Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen,
gemidfl Artikel 27 Absitze 2a, 2b und 2c¢ und unter
den Voraussetzungen der Artikel 27a und 27b mittels
delegierter Rechtsakte Mafinahmen zur Festlegung der In-
halte der vorzunehmenden Mitteilungen, des Mitteilungs-
zeitraums und der Adressaten der Mitteilung gemaff Ab-
satz 1 zu erlassen.”;

folgender Absatz wird angefugt:

»(4)  Die in Artikel 9 Absitze 4, 5 und 6 sowie in
Artikel 12 Absdtze 3, 4 und 5 vorgesehenen Ausnahmen
gelten mutatis mutandis fir die Mitteilungspflichten nach
diesem Artikel.

ESMA erstellt Entwiirfe technischer Regulierungsstandards
zur Festlegung der Fille, in denen die in Unterabsatz 1
genannten Ausnahmen fir Finanzinstrumente gelten, die
von einer natiirlichen oder juristischen Person gehalten
werden, welche im Auftrag oder auf Ersuchen von Kun-
den andere als Eigenhandelsgeschifte titigen oder aus
diesen Geschiften resultierende Positionen absichern.
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10.

11.

12.

13.

ESMA unterbreitet diese Entwiirfe technischer Regulie-
rungsstandards der Kommission bis zum 27. November
2014.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, die tech-
nischen Regulierungsstandards im Sinne von Unterabsatz
2 gemifS den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr.
1095/2010 zu erlassen.”

Folgender Artikel wird eingefiigt:

LArtikel 13a
Zusammenrechnung

(1)  Die in Artikel 9, 10 und 13 festgelegten Mitteilungs-
pflichten gelten auch fiir eine natiirliche oder juristische
Person, wenn die Anzahl der von dieser gemifl den Arti-
keln 9 und 10 direkt oder indirekt gehaltenen Stimmrechte
zusammengerechnet mit der Anzahl der Stimmrechte in
Bezug auf direkt oder indirekt gehaltene Finanzinstrumente
nach Artikel 13 die in Artikel 9 Absatz 1 festgelegten
Schwellen erreicht, iiberschreitet oder unterschreitet.

In der gemaf$ Unterabsatz 1 dieses Absatzes vorzunehmen-
den Mitteilung ist die Anzahl der Stimmrechte aus gemafd
den Artikeln 9 und 10 gehaltenen Aktien und der in Bezug
auf Finanzinstrumente gehaltenen Stimmrechte gemdfl Ar-
tikel 13 aufzuschliisseln.

(2)  Stimmrechte in Bezug auf Finanzinstrumente, die be-
reits gemdfl Artikel 13 mitgeteilt wurden, sind erneut mit-
zuteilen, wenn die natiirliche oder juristische Person die
zugrunde liegenden Aktien erworben hat und dieser Erwerb
dazu fuhrt, dass die Gesamtzahl der Stimmrechte aus Ak-
tien ein und desselben Emittenten die in Artikel 9 Absatz 1
genannten Schwellen erreicht oder iiberschreitet.”

Artikel 16 Absatz 3 wird gestrichen.

Artikel 19 Absatz 1 Unterabsatz 2 wird gestrichen.

Artikel 21 Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, ge-
mifl Artikel 27 Absidtze 2a, 2b und 2c und unter den
Voraussetzungen der Artikel 27a und 27b mittels delegier-
ter Rechtsakte Mafnahmen zur Festlegung der folgenden
Mindeststandards bzw. Regeln zu erlassen:

a) Mindeststandards fir die Verbreitung der in Absatz 1
genannten vorgeschriebenen Informationen;

14.

15.

b) Mindeststandards fiir die in Absatz 2 genannten zentra-
len Speichersysteme;

¢) Regeln zur Gewahrleistung der Interoperabilitdt der von
den in Absatz 2 genannten Systemen genutzten Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien und zum
Zugang zu den vorgeschriebenen Informationen auf
Unionsebene.

Die Kommission kann auch eine Liste der Medien zusam-
menstellen und aktualisieren, iiber die diese Informationen
der Offentlichkeit zur Kenntnis gebracht werden konnen.

Folgender Artikel wird eingefiigt:

JArtikel 21a
Europdisches elektronisches Zugangsportal

(1)  Ein Webportal, das als europdisches elektronisches
Zugangsportal (Zugangsportal) dient, wird bis zum 1. Ja-
nuar 2018 eingerichtet. ESMA entwickelt und betreibt die-
ses Zugangsportal.

(2) Das System der Vernetzung der amtlich bestellten
Systeme setzt sich aus folgenden Bestandteilen zusammen:

— den Systemen nach Artikel 21 Absatz 2,

— dem Webportal, das als europiisches elektronisches Zu-
gangsportal dient.

(3)  Die Mitgliedstaaten stellen den Zugang zu ihren zen-
tralen Speichersystemen iiber das Zugangsportal sicher.”

Artikel 22 erhilt folgende Fassung:

JArtikel 22

Zugang zu vorgeschriebenen Informationen auf

Unionsebene

(1)  ESMA erarbeitet Entwiirfe technischer Regulierungs-
standards mit technischen Anforderungen an den Zugang
zu vorgeschriebenen Informationen auf Unionsebene, um
Folgendes festzulegen:

a) die technischen Anforderungen an die von in Artikel 21
Absatz 2 genannten Systemen genutzten Kommunikati-
onstechnologien;

b) die technischen Anforderungen fir den Betrieb des zen-
tralen Zugangsportals fiir die Suche nach vorgeschriebe-
nen Informationen auf Unionsebene;
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16.

17.

c) die technischen Anforderungen der Verwendung einer
eindeutigen Kennung fiir jeden Emittenten durch die
in Artikel 21 Absatz 2 genannten Systeme;

d) das gemeinsame Format fiir die Bereitstellung vor-
geschriebener Informationen durch die in Artikel 21
Absatz 2 genannten Systeme;

e) die gemeinsame Klassifizierung vorgeschriebener Infor-
mationen durch die in Artikel 21 Absatz 2 genannten
Systeme und die gemeinsame Liste von Arten vor-
geschriebener Informationen.

(2)  Bei der Erarbeitung der Entwiirfe technischer Regu-
lierungsstandards tragt ESMA den technischen Anforderun-
gen an das durch die Richtlinie 2012/17/EU des Europdi-
schen Parlaments und des Rates (*) eingerichtete System der
Vernetzung von Unternehmensregistern Rechnung.

ESMA unterbreitet diese Entwiirfe technischer Regulierungs-
standards der Kommission bis zum 27. November 2015.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, die tech-
nischen Regulierungsstandards im Sinne von Unterabsatz
1 gemifl den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU)
Nr. 1095/2010 zu erlassen.

(*) ABL L 156 vom 16.6.2012, S. 1.*

In Artikel 23 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz ange-
tugt:

,Die gemafl den Vorschriften des Drittlandes vorzulegenden
Informationen sind gemifl Artikel 19 zu hinterlegen und
im Einklang mit den Artikeln 20 und 21 zu veroffent-
lichen.”

In Artikel 24 werden folgende Absitze eingefiigt:

»(4a)  Unbeschadet des Absatzes 4 werden die zustindi-
gen Behorden mit allen fiir die Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben notwendigen Ermittlungsbefugnissen ausgestattet.
Diese Befugnisse werden im Einklang mit dem nationalen
Recht ausgeiibt.

(4b)  Die zustindigen Behorden iben ihre Sanktions-
befugnisse gemify dieser Richtlinie und den nationalen
Rechtsvorschriften wie folgt aus:

— unmittelbar,

— in Zusammenarbeit mit anderen Behorden,

18.

19.

20.

21.

— unter ihrer Verantwortung durch Ubertragung von Auf-
gaben an solche Behorden,

— durch Antrag bei den zustindigen Justizbehorden.”

In Artikel 25 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz ange-
fugt:

,2Uum zu gewihrleisten, dass Sanktionen oder Mafnahmen
die gewiinschten Ergebnisse erzielen, arbeiten die zustindi-
gen Behorden bei der Wahrnehmung ihrer Sanktions- und
Ermittlungsbefugnisse zusammen und koordinieren ihre
Mafinahmen bei grenziibergreifenden Fillen.

Nach Artikel 27b wird folgende Uberschrift eingefiigt:

~KAPITEL VIA
SANKTIONEN UND MASSNAHMEN®.

Artikel 28 erhilt folgende Fassung:

LJArtikel 28
Verwaltungsmafinahmen und -sanktionen

(1) Unbeschadet der Befugnisse der zustindigen Behor-
den nach Artikel 24 und des Rechts der Mitgliedstaaten,
strafrechtliche Sanktionen vorzusehen und zu verhdngen,
legen die Mitgliedstaaten fiir Verstole gegen die zur Um-
setzung dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vorschriften
Verwaltungsmafinahmen und verwaltungsrechtliche Sank-
tionen fest und treffen die zu ihrer Anwendung erforderli-
chen Mafinahmen. Diese Verwaltungsmaffnahmen und ver-
waltungsrechtlichen Sanktionen miissen wirksam, verhalt-
nismafSig und abschreckend sein.

(2)  Unbeschadet des Artikels 7 sorgen die Mitgliedstaa-
ten dafiir, dass in Fillen, in denen juristische Personen
gegen ihre Pflichten verstofen, gegen die Mitglieder des
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans der betreffen-
den juristischen Person und andere natiirliche Personen, die
nach nationalem Recht fiir den Verstof verantwortlich sind,
nach Mafigabe des nationalen Rechts Sanktionen verhdngt
werden konnen.”

Die folgenden Artikel werden eingefiigt:

LArtikel 28a

Verstofle

Artikel 28b gilt mindestens fiir folgende Verstofe:
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a) Versiumnis des Emittenten, Informationen, die nach den
zur Umsetzung der Artikel 4, 5, 6, 14 und 16 erlasse-
nen nationalen Vorschriften vorgeschrieben sind, inner-
halb der vorgeschriebenen Frist zu verdffentlichen;

b) Versaumnis der natiirlichen oder juristischen Person, den
Erwerb oder die Verduferung einer bedeutenden Betei-
ligung gemdf den zur Umsetzung der Artikel 9, 10, 12,
13 und 13a erlassenen nationalen Vorschriften inner-
halb der vorgeschriebenen Frist mitzuteilen.

Artikel 28b
Sanktionsbefugnisse

(1)  Im Falle der in Artikel 28a genannten Verst6fe sind
die zustindigen Behorden befugt, zumindest die folgenden
Verwaltungsmafinahmen und verwaltungsrechtlichen Sank-
tionen zu verhdngen:

a) die offentliche Bekanntgabe der verantwortlichen natiir-
lichen oder juristischen Person und der Art des Versto-
Bes;

b) eine Anordnung, wonach die verantwortliche natiirliche
oder juristische Person die den Verstof§ darstellende Ver-
haltensweise einzustellen und von einer Wiederholung
abzusehen hat;

¢) finanzielle Sanktionen

i) im Falle einer juristischen Person

— von bis zu 10 000 000 EUR oder bis zu 5 % des
jahrlichen Gesamtumsatzes gemafl dem letzten
verfiigbaren Jahresabschluss, der vom Leitungs-
organ gebilligt wurde; handelt es sich bei der
juristischen Person um eine Muttergesellschaft
oder die Tochtergesellschaft einer Muttergesell-
schaft, die einen konsolidierten Abschluss nach
der Richtlinie 2013/34/EU aufzustellen hat, so
ist der relevante Gesamtumsatz der jihrliche Ge-
samtumsatz oder die entsprechende Einkunftsart
gemif den relevanten Rechnungslegungsrichtlini-
en, der bzw. die im letzten verfigbaren konsoli-
dierten Jahresabschluss ausgewiesen ist, der vom
Leitungsorgan der Muttergesellschaft an der
Spitze gebilligt wurde, oder

— bis zur zweifachen Hohe der infolge des Versto-
Res erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste,
sofern diese sich beziffern lassen,

je nachdem, welcher Betrag hoher ist;

ii) im Falle einer natiirlichen Person

— von bis zu 2 000 000 EUR oder

— bis zur zweifachen Hohe der infolge des Versto-
Res erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste,
sofern diese sich beziffern lassen,

je nachdem, welcher Betrag héher ist.

In den Mitgliedstaaten, in denen der Euro nicht die amtliche
Wiahrung ist, wird der dem Betrag in Euro entsprechende
Wert in der Landeswdhrung unter Beriicksichtigung des
offiziellen Wechselkurses am Tag des Inkrafttretens der
Richtlinie 2013/50/EU des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 22. Oktober 2013 zur Anderung der Richt-
linie 2004/109/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen
in Bezug auf Informationen tiber Emittenten, deren Wert-
papiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen
sind, der Richtlinie 2003/71/EG des Europdischen Par-
laments und des Rates betreffend den Prospekt, der beim
offentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zu-
lassung zum Handel zu veroffentlichen ist, sowie der Richt-
linie 2007/14/EG der Kommission mit Durchfithrungs-
bestimmungen zu bestimmten Vorschriften der Richtlinie
2004/109/EG (*) berechnet.

(2)  Unbeschadet der Befugnisse der zustindigen Behor-
den nach Artikel 24 und des Rechts der Mitgliedstaaten,
strafrechtliche Sanktionen zu verhdngen, stellen die Mit-
gliedstaaten sicher, dass ihre Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften die Moglichkeit vorsehen, die Ausiibung der
Stimmrechte aus Aktien im Falle der in Artikel 28a Buch-
stabe b genannten Verstofe auszusetzen. Die Mitgliedstaa-
ten konnen vorsehen, dass die Stimmrechte nur bei den
schwerwiegendsten Verstofen ausgesetzt werden.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen zusitzliche Sanktionen
und Mafnahmen sowie hohere Betrdge bei von der Ver-
waltung zu verhidngenden finanziellen Sanktionen als dieje-
nigen vorsehen, die in dieser Richtlinie vorgesehen sind.

Artikel 28¢
Wahrnehmung der Sanktionsbefugnisse

(1)  Die Mitgliedstaaten sorgen dafur, dass die zustindi-
gen Behorden bei der Bestimmung der Art und der Hohe
der verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder Verwaltungs-
mafinahmen alle mafigeblichen Umstidnde beriicksichtigen.
Dazu zdhlen gegebenenfalls:

a) die Schwere und Dauer des Verstofes;

b) der Grad an Verantwortung der verantwortlichen natiir-
lichen oder juristischen Person;
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22.

23.

¢) die Finanzkraft der verantwortlichen natiirlichen oder
juristischen Person, wie sie sich beispielsweise aus dem
Gesamtumsatz der verantwortlichen juristischen Person
oder den Jahreseinkiinften der verantwortlichen natiirli-
chen Person ablesen lasst;

d) die Hohe der von der verantwortlichen natiirlichen oder
juristischen Person erzielten Gewinne oder vermiedenen
Verluste, sofern diese sich beziffern lassen;

e) die Verluste, die Dritten durch den Verstof entstanden
sind, sofern diese sich beziffern lassen;

f) das Mall der Bereitschaft der verantwortlichen natiirli-
chen oder juristischen Person zur Zusammenarbeit mit
der zustindigen Behorde;

@) frithere Verstofle der verantwortlichen natiirlichen oder
juristischen Person.

(2)  Die Verarbeitung personenbezogener Daten, die bei
oder zum Zwecke der Ausiibung der Aufsichts- und Ermitt-
lungsbefugnisse gemafs dieser Richtlinie erfasst werden, er-
folgt im Einklang mit der Richtlinie 95/46/EG und gegebe-
nenfalls der Verordnung (EG) Nr. 45/2001.

(*) ABL. L 294 vom 6.11.2013, S. 13.“

Vor Artikel 29 wird folgende Uberschrift eingefiigt:

LKAPITEL VIB
BEKANNTMACHUNG VON ENTSCHEIDUNGEN*".
Artikel 29 erhilt folgende Fassung:

JArtikel 29
Bekanntmachung von Entscheidungen

(1)  Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die zustindigen
Behorden alle Entscheidungen tiber die wegen eines Ver-
stofles gegen diese Richtlinie verhdngten Sanktionen und
Mafinahmen unverziiglich bekanntmachen und dabei zu-
mindest die Art und den Charakter des Verstoes und die
Identitat der dafiir verantwortlichen natiirlichen oder juris-
tischen Personen anfiihren.

Die zustindigen Behorden konnen jedoch — in einer dem
nationalen Recht entsprechenden Art und Weise — in den
folgenden Fillen die Bekanntmachung einer Entscheidung
aufschieben oder den Beschluss in anonymisierter Form
bekanntmachen:

a) wenn bei Verhdngung der Sanktion gegen eine natiirli-
che Person eine vorgeschriebene vorherige Bewertung

der Verhiltnismafigkeit der offentlichen Bekannt-
machung ergibt, dass die offentliche Bekanntmachung
der personenbezogenen Daten unverhdltnismdfig wire;

b) wenn die Bekanntmachung die Stabilitdt des Finanzsys-
tems oder eine laufende offizielle Ermittlung ernsthaft
gefihrden wiirde;

¢) wenn die offentliche Bekanntmachung den beteiligten
Institutionen oder natiirlichen Personen — sofern sich
dies ermitteln ldsst — einen unverhéltnismafSigen und
ernsthaften Schaden zuftigen wiirde.

(2)  Werden gegen die nach Absatz 1 bekanntgemachten
Entscheidungen Rechtsmittel eingelegt, so ist die zustdndige
Behorde verpflichtet, diese Information entweder bei der
Veroffentlichung in die Bekanntmachung aufzunehmen
oder aber die Bekanntmachung zu dndern, wenn das
Rechtsmittel nach deren urspriinglicher Veroffentlichung
eingelegt wird.”

24. Artikel 31 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Ergreifen die Mitgliedstaaten Manahmen nach Ar-
tikel 3 Absatz 1, Artikel 8 Absatz 2 oder 3 oder Artikel 30,
so teilen sie diese der Kommission und den anderen Mit-
gliedstaaten sofort mit.“

Artikel 2
Anderungen der Richtlinie 2003/71/EG

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe m Ziffer iii der Richtlinie
2003/71/EG erhilt folgende Fassung:

Liii) fir alle Drittstaatsemittenten von Wertpapieren, die nicht
in Ziffer ii genannt sind, je nach Wahl des Emittenten,
des Anbieters bzw. der die Zulassung beantragenden Per-
son entweder den Mitgliedstaat, in dem die Wertpapiere
erstmals nach dem Inkrafttreten der Richtlinie
2013/50/EU des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 22. Oktober 2013 zur Anderung der Richtlinie
2004/109/EG des Europdischen Parlaments und des Ra-
tes zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen
in Bezug auf Informationen iber Emittenten, deren
Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt
zugelassen sind, der Richtlinie 2003/71/EG des Europii-
schen Parlaments und des Rates betreffend den Prospekt,
der beim offentlichen Angebot von Wertpapieren oder
bei deren Zulassung zum Handel zu veréffentlichen ist,
sowie der Richtlinie 2007/14/EG der Kommission mit
Durchfithrungsbestimmungen zu bestimmten Vorschrif-
ten der Richtlinie 2004/109/EG (*) offentlich angeboten
werden sollen, oder den Mitgliedstaat, in dem der erste
Antrag auf Zulassung zum Handel an einem geregelten
Markt gestellt wird, vorbehaltlich einer spateren Wahl
durch den Drittstaatsemittenten in den folgenden Fillen:
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— wenn der Herkunftsmitgliedstaat nicht gemafd seiner
Wahl bestimmt wurde oder

— gemdfs Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe i Ziffer iii der
Richtlinie 2004/109/EG des Europiischen Parlaments
und des Rates vom 15. Dezember 2004 zur Harmo-
nisierung der Transparenzanforderungen in Bezug
auf Informationen tiiber Emittenten, deren Wert-
papiere zum Handel auf einem geregelten Markt zu-
gelassen sind (**);.

() ABL L 294 vom 6.11.2013, S. 13.
(**) ABL L 390 vom 31.12.2004, S. 38."

Artikel 3
Anderungen der Richtlinie 2007/14/EG
Die Richtlinie 2007/14/EG wird wie folgt gedndert:

1. Artikel 2 wird gestrichen.
2. In Artikel 11 werden die Absitze 1 und 2 gestrichen.
3. Artikel 16 wird gestrichen.

Artikel 4
Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
binnen 24 Monaten nach ihrem Inkrafttreten nachzukommen.
Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 5
Uberpriifung

Bis zum 27. November 2015 erstattet die Kommission dem
Europdischen Parlament und dem Rat Bericht iiber die Anwen-
dung der Richtlinie, einschlieflich tiber ihre Auswirkungen auf
kleine und mittlere Emittenten und die Anwendung von Sank-
tionen — insbesondere, ob diese wirksam, verhiltnismafSig und
abschreckend sind —, und tiberpriift das Funktionieren der Me-
thode, die zur Berechnung der Anzahl der Stimmrechte in Be-
zug auf die in Artikel 13 Absatz 1a Unterabsatz 1 der Richtlinie
2004/109/EG genannten Finanzinstrumente gewihlt wurde,
und beurteilt die Wirksamkeit dieser Methode.

Der Bericht wird gegebenenfalls zusammen mit einem Gesetz-
gebungsvorschlag vorgelegt.

Artikel 6
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veréffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 7
Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Strafburg am 22. Oktober 2013.

Im Namen des Europdischen Im Namen des Rates

Parlaments
Der Président Der Président
M. SCHULZ V. LESKEVICIUS




	Richtlinie 2013/50/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 zur Änderung der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, der Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel zu veröffentlichen ist, sowie der Richtlinie 2007/14/EG der Kommission mit Durchführungsbestimmungen zu bestimmten Vorschriften der Richtlinie 2004/109/EG (Text von Bedeutung für den EWR)

